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Bemerkung -
Rechtskraft -
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Erwerbsminderung
qualitative Leistungseinschränkungen
Wegefähigkeit

Leitsätze Zu den Voraussetzungen einer Rente
wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung.

Normenkette SGB VI § 43 Abs 1
SGB VI § 43 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 6 R 454/15
Datum 10.05.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 459/16
Datum 10.05.2019

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
10.05.2019 (nicht: 12.05.2016) wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob die KlÃ¤gerin einen Anspruch auf eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung hat.

Die 1960 geborene KlÃ¤gerin erlernte von September 1976 bis August 1979 den
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Beruf einer Krankenschwester und qualifizierte sich spÃ¤ter zur Stationsleitung
weiter. Zuletzt war sie versicherungspflichtig als Krankenschwester im
Kreiskrankenhaus W. in A-Stadt beschÃ¤ftigt.

Ab 27.09.2012 war die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig erkrankt. Am 28.06.2013 wurde
durch Dr. U. vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung in Bayern (MDK)
ein sozialmedizinisches Gutachten nach Aktenlage erstellt, in dem als Diagnosen
aufgefÃ¼hrt waren:
1. Persistierendes Zervikobrachialsyndrom bei degenerativen VerÃ¤nderungen und
Bandscheibenprotrusionen C 3/C 4 und C 5/C 6.
2. Omalgien beidseits mit Zustand nach Operation der linken Schulter wegen Outlet
Impingement Dezember 2012.
3. Zustand nach Karpaltunnelsyndrom-Operation links 8/2012, Verdacht auf
somatoforme SchmerzstÃ¶rung.
Die KlÃ¤gerin sei auf nicht absehbare Zeit weiter arbeitsunfÃ¤hig und eine
stationÃ¤re medizinische Rehabilitation solle baldmÃ¶glichst erfolgen.

Im Juli 2013 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin eine stationÃ¤re medizinische
RehabilitationsmaÃ�nahme in der M-Klinik L-Stadt, die vom 15.08.2013 bis
12.09.2013 durchgefÃ¼hrt wurde. Im dortigen Entlassungsbericht vom 19.09.2013
sind als Diagnosen aufgefÃ¼hrt:
1. Chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren.
2. Leichte depressive Episode.
3. SchulterlÃ¤sion (Zustand nach Schulteroperation links mit weiteren funktionellen
EinschrÃ¤nkungen und Schmerzpersistenz).
4. Zervikobrachialsyndrom.
Die KlÃ¤gerin sei fÃ¼r leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeit Ã¼berwiegend
im Gehen, im Stehen und im Sitzen ohne Nachtschicht tÃ¤glich sechs Stunden und
mehr leistungsfÃ¤hig. Zu vermeiden seien Ã�berkopfarbeiten, Arbeit mit
gestreckten HÃ¤nden, linksseitige Belastungen, Heben, Tragen und Bewegen von
Lasten, Anforderungen an das Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen,
Verantwortung fÃ¼r Personen und Maschinen, hÃ¤ufig wechselnde Arbeitszeiten
sowie NÃ¤sse, KÃ¤lte und Zugluft. Die letzte TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als
Krankenschwester in einer geriatrischen Reha-Einrichtung sei mit unter drei
Stunden tÃ¤glich anzunehmen.

Der KlÃ¤gerin wurde im April 2014 ein Grad der Behinderung (GdB) von 30
zuerkannt, hauptsÃ¤chlich wegen der somatoformen SchmerzstÃ¶rung und
depressiven Verstimmung. Ein spÃ¤terer Neuantrag auf ErhÃ¶hung des GdB ist
ohne Erfolg geblieben.

Am 08.10.2013 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten eine Rente wegen
Erwerbsminderung. Parallel dazu wurde auf Veranlassung der Agentur fÃ¼r Arbeit B-
Stadt am 18.12.2013 Ã¼ber die KlÃ¤gerin durch M. F. ein Gutachten nach
Aktenlage erstellt, wonach insbesondere wegen Beschwerden im
Bewegungsapparat fÃ¼r voraussichtlich lÃ¤nger als sechs Monate, aber nicht auf
Dauer ein LeistungsvermÃ¶gen von tÃ¤glich weniger als drei Stunden vorliegen
wÃ¼rde.
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Die Beklagte lieÃ� ein orthopÃ¤disch-unfallchirurgisches Gutachten durch Dr. V.
erstellen, der die KlÃ¤gerin am 14.01.2014 untersuchte. In seinem Gutachten vom
15.01.2014 beschrieb er folgende GesundheitsstÃ¶rungen bei der KlÃ¤gerin:
1. Chronisches Schmerzsyndrom mit somatischen und psychischen Faktoren.
2. Verdacht auf somatoforme SchmerzstÃ¶rung.
3. Depression.
4. Impingement-Syndrom und leichte BewegungseinschrÃ¤nkung beider
Schultergelenke sowie Zustand nach OP linke Schulter (12/2012).
5. HalswirbelsÃ¤ulen-Syndrom bei Bandscheibenprotrusionen.
6. Chronisches LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom.
7. Trochanterreizsyndrom beidseits.
Es sei eine Begutachtung auf neurologisch-psychiatrischem Fachgebiet notwendig.
Bei der KlÃ¤gerin bestÃ¼nden seit etwa zwei Jahren nicht erklÃ¤rbare Schmerzen
und eine depressive Verstimmung. Die BehandlungsmÃ¶glichkeiten seien
auszuschÃ¶pfen. Psychotherapie werde aktuell durchgefÃ¼hrt, wobei bisher sechs
Sitzungen erfolgt seien. Die orthopÃ¤dischen Leiden stÃ¼nden nach den
gutachterlichen Feststellungen nicht im Vordergrund. Aus rein orthopÃ¤discher
Sicht sei ein Leistungsbild fÃ¼r mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten
anzunehmen und auch der Beruf der Krankenschwester kÃ¶nnte weiterhin
durchgefÃ¼hrt werden.

Ohne weitere medizinische Begutachtungen entschied die Beklagte mit Bescheid
vom 21.03.2014. Sie nahm das Vorliegen von BerufsunfÃ¤higkeit bei der KlÃ¤gerin
an und bewilligte mit Bescheid vom 21.03.2014 ab dem 01.07.2013 eine Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung auf Dauer, wobei sie den am 11.07.2013
gestellten Rehabilitationsantrag in einen Rentenantrag umdeutete und anmerkte,
dass die Anspruchsvoraussetzungen ab dem 27.09.2012 erfÃ¼llt gewesen seien.
Eine laufende Rentenzahlung erfolgte anfÃ¤nglich wegen zu berÃ¼cksichtigenden
Einkommens nicht. Im Ã�brigen lehnte die Beklagte den Rentenantrag ab.

Gegen diesen Bescheid legte die KlÃ¤gerin mit einem auf den 02.04.2014 datierten
Schreiben am 17.04.2014 per Telefax Widerspruch ein und verfolgte das Ziel einer
Rente wegen voller Erwerbsminderung weiter.

Die Agentur fÃ¼r Arbeit teilte der Beklagten unter dem 10.06.2014 durch ihre
Ã�rztin M. F. mit, dass sie nach Auswertung der Ã¤rztlichen Unterlagen der
Beklagten zum Ergebnis komme, dass bei der KlÃ¤gerin unter BerÃ¼cksichtigung
der vorliegenden GesundheitseinschrÃ¤nkungen ein vollschichtiges Leistungsbild
fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus bestehe, wobei
Ã¼berdurchschnittlicher Stress oder Zeitdruck, Akkord- oder FlieÃ�bandarbeit,
Nachtschichten und Belastungen des StÃ¼tz- und Bewegungsapparates zu
vermeiden seien.

Die KlÃ¤gerin berief sich zur BegrÃ¼ndung des Widerspruches auf Atteste des
Allgemeinmediziners Dr. C. vom 22.05.2014 und vom 24.06.2014 sowie des
Dipl.-Psych. N. vom 08.05.2014. Dr. C. gab an, es bestehe eine stÃ¤ndige
Behandlung seit dem Jahr 2000 und die Beschwerden seien in den letzten 4
Monaten schlimmer geworden. Es liege ArbeitsunfÃ¤higkeit und eine Minderung der
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ErwerbsfÃ¤higkeit von 60 % vor; stÃ¤ndig mÃ¼ssten Pausen eingelegt werden und
die Belastung liege unter drei Stunden [tÃ¤glich]. Dipl.-Psych. N. gab an, die
ambulante Psychotherapie laufe seit acht Einzelsitzungen und werde fortgesetzt.
Wegen BewegungseinschrÃ¤nkungen in den HÃ¤nden liege ArbeitsunfÃ¤higkeit vor
und es sei maximal eine Stunde Arbeit im BÃ¼ro mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin wies
zusÃ¤tzlich auf eine Yersinieninfektion und das Vorliegen eines Tinnitus hin.

Nachdem die KlÃ¤gerin eine gutachterliche Untersuchung beim Arzt fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie W.-G. N. abgelehnt hatte, wurde sie am 25.11.2014 vom
Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. untersucht. In seinem Gutachten
fÃ¼hrte er aus, gegenwÃ¤rtig seien bei der KlÃ¤gerin die Kriterien einer
mittelgradigen depressiven Episode sowie einer Agoraphobie ohne Angaben einer
PanikstÃ¶rung erfÃ¼llt; darÃ¼ber hinaus bestehe ein chronisches Schmerzsyndrom
vor dem Hintergrund einer aktuell diagnostizierten Polyarthritis. Eine psychiatrisch-
nervenÃ¤rztliche Vorstellung zur Optimierung einer antidepressiven und ggf. auch
schmerzdistanzierenden Pharmakotherapie sei bislang nicht erfolgt. Die bisherigen
therapeutischen MaÃ�nahmen zur Behandlung der AffektstÃ¶rung sowie der
Agoraphobie beschrÃ¤nkten sich auf ambulante Psychotherapie, die allerdings
bereits erste Erfolge zeitige. Ein Psychopharmakon habe wegen Nebenwirkungen
abgesetzt werden mÃ¼ssen. Es wÃ¼rden ein Antidepressivum und ein Schlafmittel
eingenommen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne tÃ¤glich sechs Stunden und mehr bis zu
mittelschwere Arbeiten zeitweise im Stehen, im Gehen und im Sitzen unter
Beachtung von EinschrÃ¤nkungen des SehvermÃ¶gens ausÃ¼ben. Auch die letzte
TÃ¤tigkeit als Krankenschwester sei mÃ¶glich. Es werde die Einholung eines
rheumatologischen Gutachtens empfohlen.

Die Beklagte wies mit Widerspruchsbescheid vom 31.03.2015 den Widerspruch
zurÃ¼ck. Das zusÃ¤tzlich eingeholte neurologisch-psychiatrische Gutachten von Dr.
K. habe keine weitere EinschrÃ¤nkung des festgestellten LeistungsvermÃ¶gens
ergeben. Bei einer mindestens sechs Stunden tÃ¤glichen EinsatzfÃ¤higkeit komme
es auch nicht auf die jeweilige Arbeitsmarktlage an.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 27.04.2015 am 28.04.2015 Klage
zum Sozialgericht WÃ¼rzburg erhoben. Sie hat geltend gemacht, dass ihre
GesundheitsstÃ¶rungen nicht umfassend erfasst worden seien. Hinzuweisen sei auf
einen aktuellen Bericht der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie G. E. vom 18.05.2015.

Das Sozialgericht hat Befundberichte beim Dipl.-Psych. N. am 14.10.2015, beim
Rheumatologen M. T. am 14.10.2015, bei Dr. C. vom Medizinischen
Versorgungszentrum C-Stadt am 20.10.2015, bei der Psychiaterin G. E. am
22.10.2015, beim Neurochirurgen Dr. Dr. B. am 23.10.2015 sowie beim
Allgemeinmediziner und Schmerztherapeuten E. S. am 26.10.2015 eingeholt. Ferner
hat es Unterlagen von der AOK Bayern, Direktion B-Stadt, sowie vom D. (ZBFS), ,
beigezogen. Der OrthopÃ¤de Dr. M. hat mitgeteilt, dass die KlÃ¤gerin seit 2014 bei
ihm nicht mehr behandelt worden sei. Die Psychiaterin G. E. hat angegeben, dass
die KlÃ¤gerin dort nur kurzzeitig in Behandlung gewesen sei und eine
pharmakologische Behandlung zunÃ¤chst wegen Nebenwirkungen von der Patientin
abgesetzt worden sei und eine Umstellung auf ein anderes Medikament nicht mehr
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habe Ã¼berprÃ¼ft werden kÃ¶nnen.

Das Sozialgericht hat ein Gutachten durch die Neurologin und Psychiaterin Dr. W.
erstellen lassen, die die KlÃ¤gerin am 16.01.2016 untersucht hat. In ihrem
Gutachten vom 01.03.2016 hat sie folgende GesundheitsstÃ¶rungen bei der
KlÃ¤gerin beschrieben:
1. Somatoforme SchmerzstÃ¶rung.
2. Leichte depressive Episode.
3. Zustand nach Karpaltunnel-Operation 8/2012.
4. Degeneratives WirbelsÃ¤ulensyndrom, aktuell ohne radikulÃ¤re Symptomatik
und ohne Hinweis auf Myelonkompression.
Die bei der KlÃ¤gerin vorhandenen Symptome wÃ¼rden die Diagnose einer
Agoraphobie nicht tragen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
leichte bis mittelschwere Arbeiten im Umfang von tÃ¤glich mindestens sechs
Stunden verrichten. Vermieden werden sollten TÃ¤tigkeiten mit besonderer
nervlicher Belastung wie Akkordarbeit, FlieÃ�bandarbeit, Wechselschicht,
Nachtschicht, Arbeit an laufenden Maschinen und LÃ¤rm und weiter auch
TÃ¤tigkeiten mit besonderer Belastung des Bewegungs- und StÃ¼tzsystems wie
Ã¼berwiegendes Stehen oder Gehen, hÃ¤ufiges Heben und Tragen von Lasten,
hÃ¤ufiges BÃ¼cken oder Ã�berkopfarbeiten, Zwangshaltungen und hÃ¤ufiges
Steigen. Sozialmedizinisch sei gegenÃ¼ber den Gutachten des Dr. V. und des Dr. K.
keine Ã�nderung eingetreten.

Die KlÃ¤gerin hat sich im Folgenden auf ein bei ihr vom UniversitÃ¤tsklinikum H-
Stadt festgestelltes Fibromyalgiesyndrom berufen, fÃ¼r das nur eingeschrÃ¤nkte
TherapiemÃ¶glichkeiten bestehen wÃ¼rden. Sie hat zunÃ¤chst geltend gemacht,
dass ein Gutachten durch einen Facharzt, der sich auf ein chronisches
Schmerzsyndrom bzw. Fibromyalgiesyndrom spezialisiert habe, erforderlich sei. In
der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 10.05.2016 hat die KlÃ¤gerin vorgebracht, dass
sie noch ein internistisches Gutachten fÃ¼r erforderlich halte.

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 10.05.2016 â�� in der schriftlichen
Ausfertigung unrichtig mit 12.05.2016 bezeichnet â�� die Klage abgewiesen. Es hat
eine zeitliche EinschrÃ¤nkung der EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt nicht als belegt angesehen. Die Untersuchungen des
UniversitÃ¤tsklinikums H-Stadt hÃ¤tten keine weiteren GesundheitsstÃ¶rungen
festgestellt, die nicht bereits zuvor â�� zumindest als Verdachtsdiagnose â��
angenommen gewesen seien und sozialmedizinisch gewÃ¼rdigt worden wÃ¤ren.

Gegen dieses Urteil hat die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 06.07.2016 am
07.07.2016 Berufung zum Bayer. Landessozialgericht eingelegt. Die KlÃ¤gerin hat
vorgebracht, dass bei ihr Schmerzen im Schulter- und RÃ¼ckenbereich bestehen
wÃ¼rden, die kaum ertrÃ¤glich seien; zudem sei die Feinmotorik beider HÃ¤nde
stark eingeschrÃ¤nkt. Dies schrÃ¤nke die KlÃ¤gerin selbst bei AlltagstÃ¤tigkeiten
erheblich ein. Hinzu kÃ¤men Schmerzen am rechten FuÃ�, die die GehfÃ¤higkeit
einschrÃ¤nken wÃ¼rden.

Der Senat hat am 23.11.2016 einen Befundbericht vom Medizinischen
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Versorgungszentrum C-Stadt erhalten. Der behandelnde Dipl.-Psych. N. hat mit
Attest vom 22.11.2016 ausgefÃ¼hrt, dass eine stationÃ¤re Schmerztherapie aus
seiner Sicht wenig sinnvoll sei, da die KlÃ¤gerin medikamentÃ¶s austherapiert sei
und auÃ�erdem eine stationÃ¤re Schmerztherapie teuer sei. Dagegen hat der
Nervenarzt Dr. C. am 17.01.2017 zu einer stationÃ¤ren Schmerztherapie geraten.

Vom 26.04.2017 bis 23.05.2017 ist die KlÃ¤gerin stationÃ¤r in der S-Klinik Bad S.,
Psychosomatische Klinik, behandelt worden. Die Klinik hat berichtet, die KlÃ¤gerin
habe das stationÃ¤re Setting als entlastend und stabilisierend erlebt. Es sei wichtig,
begleitende psychiatrische Mitbehandlung und laufende ambulante Psychotherapie
vorzunehmen.

Der Senat hat einen weiteren Befundbericht vom Medizinischen
Versorgungszentrum C-Stadt am 04.08.2017 eingeholt.

Vom 24.11.2017 bis 23.12.2017 hat sich die KlÃ¤gerin zur stationÃ¤ren
schmerztherapeutischen Behandlung im G. G-Stadt befunden. Nach dem
Entlassungsbericht hat durch die Behandlung die Kopfschmerzsymptomatik etwas
reduziert werden kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin sei zum Abschluss in gutem
Allgemeinzustand und psychisch stabil, aber mit etwas niedergedrÃ¼ckter
Stimmungslage gewesen. Die Rehabilitationsziele hÃ¤tten nicht vollstÃ¤ndig
erreicht werden kÃ¶nnen bei ausgeprÃ¤gter Chronifizierung und KomplexitÃ¤t des
Leidens sowie bei seit Jahren bestehendem Zielkonflikt. FÃ¼r die letzte TÃ¤tigkeit
als Krankenschwester mit schwerer kÃ¶rperlicher TÃ¤tigkeit liege kein
entsprechendes Leistungsbild vor. Bei dem vorliegenden Beschwerdebild bestehe
eine hochgradige EinschrÃ¤nkung der Geh- und StehbelastungsfÃ¤higkeit sowie
EinschrÃ¤nkung der allgemeinen Beweglichkeit und Belastbarkeit. FÃ¼r leichte
kÃ¶rperliche Anforderungen in wechselnder Arbeitshaltung Ã¼berwiegend im
Sitzen, ohne Ã�berkopftÃ¤tigkeiten, ohne WirbelsÃ¤ulenzwangshaltung sowie ohne
erhÃ¶hte Anforderung an die Feinmotorik der HÃ¤nde sei eine quantitative
Beurteilung von drei bis sechs Stunden anzunehmen. Die KlÃ¤gerin fÃ¼hle sich
jedoch nicht mehr in der Lage, einer auch nur leichten beruflichen TÃ¤tigkeit mehr
als drei Stunden tÃ¤glich nachgehen zu kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin hat ein Attest des Allgemeinmediziners D. J. vom 22.08.2018
eingereicht, wonach ihre Belastung bei unter drei Stunden anzusetzen sei. Sie sei
durch die hÃ¤ufigen Schmerzen sehr zurÃ¼ckgezogen und sehr oft traurig.

Auf Veranlassung des Senats ist die KlÃ¤gerin am 19.02.2018 durch den
Neurologen und Psychiater Dr. F. untersucht worden. Dieser hat in seinem
Gutachten vom 14.03.2018 den Krankheitsverlauf bei der KlÃ¤gerin umfassend
dargestellt. Die KlÃ¤gerin habe nach ihren Angaben die psychologischen
GesprÃ¤che wahrgenommen und sei regelmÃ¤Ã�ig beim Schmerztherapeuten in
der Sprechstunde gewesen. Der Schmerzmittelkonsum sei reduziert worden, da er
bei Fibromyalgie nicht dauerhaft helfe. Schmerzmittel wÃ¼rden jetzt nur noch bei
Schmerzspitzen eingenommen. Die KlÃ¤gerin hat angegeben, dass sie sich im
hÃ¤uslichen Umfeld wohl fÃ¼hle und auch Kontakt zu den Nachbarn bestehe, das
soziale Umfeld jedoch ansonsten klein sei. Sie schaffe es etwa nicht, die Enkelkinder
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bei sich schlafen zu lassen, und freue sich zwar, wenn diese kommen wÃ¼rden,
jedoch auch wieder, wenn diese gehen wÃ¼rden. Der Ã¼bliche Tagesablauf ist
umfangreich geschildert worden: Die KlÃ¤gerin mÃ¼sse sich bei der Hausarbeit
helfen lassen. Sie sei in erster Linie durch ihre Schmerzen daran gehindert mehr zu
tun und das damit in Zusammenhang stehende Gerichtsverfahren sei sehr
anstrengend, weil sie immer wieder von ihren Beschwerden sprechen mÃ¼sse. Im
Vordergrund der Psychopathologie stehe laut Gutachter das intensive
Schmerzerleben, das seit 2008 vorliege und seinerzeit mit verschiedenen
psychosozialen Stressoren zusammengehangen habe. Trotz der durchgefÃ¼hrten
Reha-MaÃ�nahmen und der ambulanten Behandlungen, die durchaus als adÃ¤quat
und intensiv bezeichnet werden kÃ¶nnten, sei es nicht zu einer wesentlichen
Besserung gekommen. Der neurologische Untersuchungsbefund habe sich im
Wesentlichen gegenÃ¼ber den Vorgutachten nicht verÃ¤ndert und insgesamt sei
diagnostisch kein Dissens zu den Vorgutachten festzustellen. In sozialmedizinischer
Hinsicht sei bei der KlÃ¤gerin eine EinsatzfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt fÃ¼r mindestens sechs Stunden gegeben, wenn die leidensgerechten
Arbeitsbedingungen eingehalten wÃ¼rden. Es mÃ¼sse sich um leichte kÃ¶rperliche
Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen, teilweise im Stehen oder Gehen, in
geschlossenen RÃ¤umen und in ruhigen stressarmen Arbeitsbedingungen handeln.
TÃ¤tigkeiten mit besonderer nervlicher Belastung kÃ¶nnten nicht bewÃ¤ltigt
werden. Dies betreffe beispielsweise Akkordarbeit, FlieÃ�bandarbeit,
Wechselschicht oder Nachtschicht, laufende Maschinen und LÃ¤rm. Nicht mÃ¶glich
seien auch TÃ¤tigkeiten mit einseitigen BewegungsablÃ¤ufen, mit Ã�berkopfarbeit
und hÃ¤ufigem Heben und Tragen von schweren Lasten, BÃ¼cken,
Zwangshaltungen, hÃ¤ufigem Steigen, Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten und
ausschlieÃ�lich im Gehen oder im Stehen. AuszuschlieÃ�en seien auch TÃ¤tigkeiten
unter Einwirkung von KÃ¤lte, Hitze, starken Temperaturschwankungen und
Allergenen. Aufgrund des Karpaltunnelsyndroms beidseits sei die
GebrauchsfÃ¤higkeit beider HÃ¤nde eingeschrÃ¤nkt. Die KlÃ¤gerin sei in der Lage,
tÃ¤glich viermal eine Wegstrecke von mehr als 500 m jeweils innerhalb eines
Zeitaufwandes von 20 Minuten zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Es bestÃ¼nden Ã�ngste
und Vermeidungsverhalten, so dass Ã¶ffentliche Verkehrsmittel nicht benutzt
werden kÃ¶nnten, ein privater PKW kÃ¶nne auf Kurzstrecken benutzt werden.
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben seien indiziert, um einen leidensgerechten
Arbeitsplatz zu finden.

Die KlÃ¤gerseite hat vorgebracht, dass das Gutachten des Dr. F. im Widerspruch zur
Auffassung des Hausarztes der KlÃ¤gerin und zum Rehabericht des
Schmerzzentrums G-Stadt vom 27.12.2017 stehe.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat der Senat ein
Gutachten beim Facharzt fÃ¼r Innere Medizin Prof. Dr. Dr. H. eingeholt. Dieser hat
sich auf umfangreiche AusfÃ¼hrungen zum Fibromyalgiesyndrom berufen. Er hat
die KlÃ¤gerin am 07.08.2018 untersucht und in seinem Gutachten vom 21.09.2018
folgende GesundheitsstÃ¶rungen als vorliegend beschrieben:
1. Fibromyalgiesyndrom (Stadium 3 nach dem Mainzer Stadienmodell und der
Schmerzchronifizierung nach Kohlmann Raspe).
2. Angst und Depression gemischt.
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3. Adipositas.
4. Chronisch-degeneratives HalswirbelsÃ¤ulen-/ LendenwirbelsÃ¤ulen-Syndrom.
5. MuskulÃ¤re Dysbalancen der statischen Muskulatur.
6. Impingement-Syndrom beidseits.
7. SchwerhÃ¶rigkeit beidseits und Tinnitus.
Es wÃ¼rden im Vergleich zu den bisher eingeholten Gutachten keine noch nicht
beachteten Befunde von erwerbsmindernder Bedeutung vorliegen. Das
Fibromyalgiesyndrom, das eine mittelschwere Verlaufsform und mittelgradige
EinschrÃ¤nkungen aufweise, sei bereits bekannt gewesen, jedoch noch nicht
gutachterlich bewertet worden. Aufgrund der gestÃ¶rten Schmerzverarbeitung bei
einem Fibromyalgiesyndrom seien zusÃ¤tzliche Testuntersuchungen zur
Beurteilung der chronischen Schmerzen erforderlich gewesen. Dies fÃ¼hre auch zu
einer Ã�nderung der sozialmedizinischen Leistungsbewertung. Aufgrund der
chronischen neuropathischen Schmerzen bestehe eine reduzierte psychophysische
Belastbarkeit mit vorzeitiger ErmÃ¼dung und ErschÃ¶pfung und verminderter
AusdauerfÃ¤higkeit. Die KlÃ¤gerin sei nur noch drei Stunden bis unter sechs
Stunden tÃ¤glich einsatzfÃ¤hig. Ihr seien leichte kÃ¶rperliche Arbeiten in
wechselnder KÃ¶rperhaltung Ã¼berwiegend im Sitzen (ca. 60 %) und teilweise im
Stehen und im Gehen in geschlossenen RÃ¤umen mÃ¶glich. Es sollten keine
TÃ¤tigkeiten unter Stress, Zeitdruck, im Akkord oder am FlieÃ�band ausgeÃ¼bt
werden und auch keine TÃ¤tigkeiten mit stÃ¤ndigem Publikumsverkehr.
AuszuschlieÃ�en seien auch gehÃ¤ufte Wechselschicht, Nachtschicht, laufende
Maschinen und LÃ¤rm, besondere Verantwortung und besondere Anforderung an
die geistig-psychische Belastbarkeit. Besondere Belastungen des Bewegungs- und
StÃ¼tzsystems wie Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg oder TÃ¤tigkeiten auf
Leitern und GerÃ¼sten sowie mit Verletzungsgefahr kÃ¤men nicht in Betracht.
Aufgrund der verminderten Kraft beider HÃ¤nde sollten TÃ¤tigkeiten mit
besonderen Anforderungen an die grobe Kraft vermieden werden. Vermieden
werden sollten auch hÃ¤ufiges Knien, Zwangshaltungen und Ã�berkopfarbeiten. Die
TÃ¤tigkeiten sollten vorzugsweise in warmen RÃ¤umen ausgeÃ¼bt werden und
ohne Einwirkung von Hitze, Staub, Dampf, Gas und Rauch erfolgen. Die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne tÃ¤glich viermal eine Wegstrecke von mehr als 500 m mit zumutbarem
Zeitaufwand zurÃ¼cklegen und sei gesundheitlich in der Lage Ã¶ffentliche
Verkehrsmittel oder einen privaten PKW zu benutzen. Es sei unwahrscheinlich, dass
die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit in einem Zeitraum von drei Jahren behoben
werden kÃ¶nne.

Der Senat hat eine ergÃ¤nzende Stellungnahme bei Dr. F. eingeholt, die dieser am
03.01.2019 abgegeben hat. Danach seien im Gutachten des Prof. Dr. Dr. H. in
besonderem Umfang SelbstauskunftsbÃ¶gen eingesetzt worden, die subjektive
EinschÃ¤tzungen der KlÃ¤gerin wiedergeben wÃ¼rden und eine strukturierte
Anamnese nicht ersetzen kÃ¶nnten. Die im Gutachten angenommenen
neuropathischen Schmerzen wÃ¼rden eine vorrangige SchÃ¤digung von
somatosensorischen Nervenstrukturen voraussetzen, die bei der KlÃ¤gerin in
keinem Fall gegeben seien und auch vom Gutachter nicht beschrieben wÃ¼rden.
Auch entspreche die Schmerzcharakteristik nicht dem von der KlÃ¤gerin
beschriebenen Schmerz. Insofern sei die Schmerzdiagnose, wie sie von Prof. Dr. Dr.
H. beschrieben werde, sehr fÃ¼r sich zu diskutieren. Die sozialmedizinische
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Beurteilung sei insbesondere im Hinblick auf das qualitative LeistungsvermÃ¶gen
nicht signifikant unterschiedlich. Es bestehe keine Diskrepanz in der Auffassung,
dass die LeistungsfÃ¤higkeit bei Schmerzpatienten mit erheblichem Leidensdruck in
funktioneller Hinsicht beeintrÃ¤chtigt seien. Die EinschÃ¤tzung, wonach in
quantitativer Hinsicht ein LeistungsvermÃ¶gen von drei Stunden bis unter sechs
Stunden anzunehmen sei, stehe jedoch im Gegensatz zu den kÃ¶rperlichen
Untersuchungsbefunden, bei denen weder neurologische noch orthopÃ¤dische
EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich der Beweglichkeit der WirbelsÃ¤ule und der Gelenke
festgestellt worden seien. Entgegen der Kritik des Prof. Dr. Dr. H. habe er in seinem
Gutachten eine ausfÃ¼hrliche Schmerzanamnese vorgenommen gehabt und sich
mit diesem Thema umfangreich befasst und letztlich auch die SchmerzstÃ¶rung als
erste Diagnose gestellt im Sinne einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung. Er komme
nach wie vor zu dem Ergebnis, dass eine quantitative BeeintrÃ¤chtigung der
LeistungsfÃ¤higkeit nicht zu begrÃ¼nden sei.

Auf weiteren Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG hat sich Prof. Dr. Dr. H. am
10.03.2019 geÃ¤uÃ�ert. Aus den zwischenzeitlichen SchriftsÃ¤tzen sei zu ersehen,
dass die Medikamente Katadolon, Tavor und Novalgin unwirksam geworden seien
und die KlÃ¤gerin sich in Ã¤rztlicher Behandlung von Herrn Dr. A. begeben habe.
Zwischenzeitlich sei nach Angaben der BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin eine
Versorgung mit Cannabis bewilligt worden. Zusammenfassend kÃ¶nne der
Unterzeichnete den Aussagen von Dr. F. im Gutachten und seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme nicht folgen. Wesentliche Abweichungen seien bereits im Gutachten
beschrieben worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 10.05.2016 (fÃ¤lschlich 12.05.2016)
und den Bescheid der Beklagten vom 21.03.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 31.03.2015 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin Rente wegen voller Erwerbsminderung ab Antragstellung
zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
10.05.2016 (unrichtig 12.05.2016) zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung wird auf den Inhalt der Gerichtsakten beider Instanzen sowie der
beigezogenen Akte der Beklagten und des ZBFS Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151 SGG) ist
zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Die Entscheidung des Sozialgerichts ist nicht zu beanstanden; lediglich in der
Ausfertigung wird ein unrichtiges Datum fÃ¼r den Urteilsspruch angegeben.
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GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben Versicherte
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung, wenn sie
1. voll erwerbsgemindert sind,
2. in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung 3 Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte TÃ¤tigkeit oder BeschÃ¤ftigung haben und
3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen hat die KlÃ¤gerin als Bezieherin
einer teilweisen Erwerbsminderungsrente unproblematisch erfÃ¼llt (Â§ 43 Abs. 2
iVm Abs. 4 Nr. 1 2. Alt. SGB VI).

Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 3
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

Volle Erwerbsminderung mit einem derart eingeschrÃ¤nkten EinsatzvermÃ¶gen
liegt nach den Feststellungen sÃ¤mtlicher im Verfahren gehÃ¶rter Gutachter bei der
KlÃ¤gerin nicht vor. Der Senat sieht dies als eindeutig an. Die weitergehenden
Ã�uÃ�erungen von behandelnden Ã�rzten und Therapeuten vermÃ¶gen in keiner
Weise zu Ã¼berzeugen. Sie sind inhaltlich Ã¤uÃ�erst knapp gehalten, lassen nicht
den angelegten MaÃ�stab erkennen bzw. verwenden teilweise fÃ¤lschlich den Beruf
der Krankenschwester als Bezugspunkt, stellen kaum einen nachvollziehbaren
Bezug zu den festgestellten Diagnosen dar und sind teilweise fachfremd ergangen,
etwa wenn sich der Psychotherapeut zu EinschrÃ¤nkungen der Handfunktion
Ã¤uÃ�ert. Dass der KlÃ¤gerin nunmehr Cannabisprodukte zur Medikation
verabreicht werden, fÃ¼hrt aktuell zu keinem anderen Ergebnis. Abgesehen davon,
dass der Senat aus der Aktenlage nicht erkennen kann, dass dieser als ultima ratio
gedachte Behandlungsschritt bei der KlÃ¤gerin bereits angezeigt wÃ¤re, ist eine
dauerhafte Wirkung der Behandlung noch nicht zu beurteilen.

Der Senat ist weiter zur Ã�berzeugung gelangt, dass bei der KlÃ¤gerin auch keiner
der von der Rechtsprechung entwickelten AusnahmefÃ¤lle nachgewiesen ist, bei
denen Ã¼ber den Wortlaut des Gesetzes hinaus ein Anspruch auf eine Rente wegen
voller Erwerbsminderung zuerkannt wird.

Dabei scheidet eine auf den allgemeinen Arbeitsmarkt bezogene
RentengewÃ¤hrung aus Sicht des Senates bis zur DurchfÃ¼hrung der stationÃ¤ren
Schmerztherapien in Bad S. und G-Stadt â�� also fÃ¼r die Zeit bis November 2017
â�� bereits deshalb aus, weil eine dauerhafte EinschrÃ¤nkung noch nicht belegt
gewesen war. Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts und des
Senats werden psychische Erkrankungen â�� also die Schmerz- bzw.
SomatisierungsstÃ¶rung â�� erst dann rentenrechtlich relevant, wenn trotz
adÃ¤quater Behandlung (medikamentÃ¶s, therapeutisch, ambulant und stationÃ¤r)
davon auszugehen ist, dass ein Versicherter die psychischen EinschrÃ¤nkungen
dauerhaft nicht Ã¼berwinden kann â�� weder aus eigener Kraft, noch mit
Ã¤rztlicher oder therapeutischer Hilfe (BSG Urteil vom 12.09.1990 â�� 5 RJ 88/89;
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BSG Urteil vom 29.02.2006 â�� B 13 RJ 31/05 R â�� jeweils zit. nach juris; BayLSG
Urteil vom 08.05.2019 â�� L 19 R 376/17 â�� mwN, zit. nach juris). Von Gutachtern
und Behandlern war im Fall der KlÃ¤gerin seinerzeit wiederholt auf noch ungenutzte
Behandlungsoptionen hingewiesen worden; einige Gegenstimmen â�� insbesondere
des behandelnden Psychotherapeuten â�� vermochten nicht zu Ã¼berzeugen,
wobei sie auch noch unfachliche Argumente wie Behandlungskosten miteinbezogen
haben.

Die stationÃ¤ren schmerztherapeutischen Behandlungen haben zwar zu einer
gewissen Besserung gefÃ¼hrt, jedoch die Schmerzempfindungen der KlÃ¤gerin
nicht vollstÃ¤ndig oder wesentlich eingeschrÃ¤nkt. Gleichwohl lÃ¤sst sich daraus
jedenfalls nicht ableiten, dass schon vor diesen Behandlungen eine dauerhafte
EinschrÃ¤nkung der EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nachgewiesen gewesen wÃ¤re, weil die Behandlungen weder
vollstÃ¤ndig erfolglos gewesen sind, noch die eingeschrÃ¤nkte Besserung von
vornherein so festgestanden hÃ¤tte.

Nach den Feststellungen des Dr. F. und des Prof. Dr. Dr. H. ist mittlerweile die
Behandlung als leitliniengerecht und ausgeschÃ¶pft anzusehen, so dass deren
aktuelle sozialmedizinische Feststellungen als Grundlage fÃ¼r eine rechtliche
Bewertung dienen kÃ¶nnen.

Der Senat sah eine RentengewÃ¤hrung wegen fehlender WegefÃ¤higkeit, d.h.
wegen des Fehlens der MÃ¶glichkeit der KlÃ¤gerin einen ihr an sich gesundheitlich
zumutbaren Arbeitsplatz tatsÃ¤chlich erreichen zu kÃ¶nnen, nicht als belegt an.
Dabei wird die WegefÃ¤higkeit nach der Rechtsprechung (vgl. GÃ¼rtner in:
Kasseler Kommentar, Stand September 2016, Â§ 43 SGB VI Rn. 42 mwN zur
Rechtsprechung) nicht konkret, sondern abstrakt bestimmt als FÃ¤higkeit viermal
tÃ¤glich eine Strecke von mehr als 500m zu FuÃ� in jeweils bis zu 20 Minuten
zurÃ¼ckzulegen und zweimal Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zur Hauptverkehrszeit
benutzen zu kÃ¶nnen, ersatzweise Ã¼ber ein Fahrzeug zu verfÃ¼gen und mit
diesem zur Arbeit gelangen zu kÃ¶nnen. Dabei sehen die Ã�rzte bei der KlÃ¤gerin
keine so weitgehenden EinschrÃ¤nkungen der GehfÃ¤higkeit, dass aus diesem Teil
der Voraussetzungen das Fehlen der WegefÃ¤higkeit zu begrÃ¼nden wÃ¤re. Die
KlÃ¤gerin ist auÃ�erdem tÃ¤glich mehrmals mit ihrem Hund grÃ¶Ã�ere Strecken
unterwegs, auch wenn sie dies als beschwerlich schildert. Dagegen hat Dr. F.
erhebliche Bedenken hinsichtlich der Nutzung von Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln zur
Hauptverkehrszeit. Diese Auffassung wird vom Gutachter Prof. Dr. Dr. H. nicht
Ã¼bernommen. Nachdem die KlÃ¤gerin auch noch einen PKW benutzt, wenn auch
nur fÃ¼r Kurzstrecken, sieht der Senat keinen hinreichenden Nachweis fÃ¼r das
Fehlen der WegefÃ¤higkeit.

Ein Anspruch auf eine Rente wegen voller Erwerbsminderung besteht nach der
Rechtsprechung in AusnahmefÃ¤llen auch, wenn geeignete ArbeitsplÃ¤tze
unabhÃ¤ngig von der Arbeitsmarktlage Ã¼berhaupt nicht existieren. Die
Voraussetzungen fÃ¼r einen derartigen sog. Katalogfall sind bei der KlÃ¤gerin
jedoch ebenfalls nicht erfÃ¼llt. Nach der aktuellen Rechtsprechung des BSG (Urt. v.
09.05.2012, B 5 R 68/11 R â�� zitiert nach juris) ist bei der PrÃ¼fung, ob ein
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Ausnahmefall vorliegt, mehrschrittig vorzugehen. ZunÃ¤chst ist festzustellen, ob
mit dem RestleistungsvermÃ¶gen Verrichtungen erfolgen kÃ¶nnen, die bei
ungelernten TÃ¤tigkeiten Ã¼blicherweise gefordert werden, wie Zureichen,
Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Maschinenbedienung, Kleben, Sortieren,
Verpacken, Zusammensetzen von Teilen. Wenn sich solche abstrakten
Handlungsfelder nicht oder nur unzureichend beschreiben lassen und ernste Zweifel
an der tatsÃ¤chlichen EinsatzfÃ¤higkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter
dessen Ã¼blichen Bedingungen kommen, stellt sich im zweiten Schritt die Frage
nach der besonderen spezifischen Leistungsbehinderung oder der Summierung
ungewÃ¶hnlicher EinschrÃ¤nkungen und, falls eine solche Kategorie als vorliegend
angesehen wird, wÃ¤re im dritten Schritt von der Beklagten eine
VerweisungstÃ¤tigkeit konkret zu benennen und die EinsatzfÃ¤higkeit dann
hinsichtlich dieser TÃ¤tigkeit abzuklÃ¤ren (vgl. GÃ¼rtner a.a.O. Rn 37 mwN).

Die EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist aus Sicht
des Senates dabei insofern tangiert, dass zwar kaum eines der genannten
Arbeitsfelder als grundsÃ¤tzlich ungeeignet anzufÃ¼hren wÃ¤re, jedoch Ã¼berall
erhebliche Anforderungen an die Gestaltung der Arbeitsbedingungen zu beachten
sind. Aber selbst wenn man das als Vorliegen von ernstlichen Zweifeln einordnen
wollte, so stellen die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen sich
nicht als schwere spezifische Behinderung wie etwa eine â�� ggf. funktionale â��
Einarmigkeit und auch nicht als Summierung von ungewÃ¶hnlichen
EinschrÃ¤nkungen dar. Zwar geht der Senat mit dem Gutachter Dr. F. davon aus,
dass die KlÃ¤gerin nur leichte TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus mit Ã¼berwiegend
sitzendem Anteil verrichten kann. Konkretisiert wird dies durch den Ausschluss von
einseitigen BewegungsablÃ¤ufen, Ã�berkopfarbeit, hÃ¤ufigem Heben und Tragen
von schweren Lasten, BÃ¼cken, Zwangshaltungen, hÃ¤ufigem Steigen, Arbeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten und TÃ¤tigkeiten ausschlieÃ�lich im Gehen oder im
Stehen, ohne dass dies weitere wesentliche EinschrÃ¤nkungen mit sich bringen
wÃ¼rde. Zudem wird eine ruhige, stressarme Arbeit gefordert, womit Akkordarbeit,
FlieÃ�bandarbeit, Wechselschicht oder Nachtschicht, laufende Maschinen und
LÃ¤rm ausgeschlossen sind. AuszuschlieÃ�en sind auch TÃ¤tigkeiten unter
Einwirkung von KÃ¤lte, Hitze, starken Temperaturschwankungen und Allergenen.
Bedeutsam ist ferner, dass in Folge des Karpaltunnelsyndroms beidseits die
GebrauchsfÃ¤higkeit beider HÃ¤nde eingeschrÃ¤nkt ist. Hinzu kommt, dass auch
die zusÃ¤tzlichen von Prof. Dr. Dr. H. genannten EinschrÃ¤nkungen durchaus
plausibel sind. Dies betrifft TÃ¤tigkeiten mit stÃ¤ndigem Publikumsverkehr,
besondere Verantwortung und besondere Anforderung an die geistig-psychische
Belastbarkeit, unfallgefÃ¤hrdete TÃ¤tigkeiten, hÃ¤ufiges Knien und das
Ausgesetztsein gegenÃ¼ber DÃ¤mpfen, Rauch, Gas und StÃ¤uben. Nach den
Ã¤rztlichen Darlegungen handelt es sich aber jeweils um Ã¼berschaubare
EinschrÃ¤nkungen, die mit einzelnen nicht allzu weitgehenden Vorgaben an die
Arbeitsbedingungen verbunden sind. Prof. Dr. Dr. H. geht teilweise auch davon aus,
dass die genannten Belastungen vorzugsweise zu vermeiden seien. Die
EinschrÃ¤nkung der Handfunktionen betrifft insbesondere den Einsatz grober Kraft.
Die Summierung dieser EinschrÃ¤nkungen stellt sich dem Senat nicht als
Summierung ungewÃ¶hnlicher EinschrÃ¤nkungen dar; die EinschrÃ¤nkungen
kÃ¶nnen weitgehend bereits mit der Begrenzung auf eine kÃ¶rperlich leichte,
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Ã¼berwiegend sitzende und stressarme TÃ¤tigkeit in geschlossenen RÃ¤umen
berÃ¼cksichtigt werden.

Der Senat kommt abschlieÃ�end auch zum Ergebnis, dass bei der KlÃ¤gerin die
Voraussetzungen des Â§ 43 Abs. 1 SGB VI fÃ¼r das Vorliegen von teilweiser
Erwerbsminderung nicht erfÃ¼llt sind. Zwar hat die KlÃ¤gerin bereits einen
Anspruch auf eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, weil fÃ¼r sie noch
die Ã�bergangsvorschrift des Â§ 240 SGB VI â�� Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit â�� gilt und sie dessen Voraussetzungen
erfÃ¼llt, so dass es fÃ¼r die unmittelbare Anwendung des Â§ 43 Abs. 1 SGB VI kein
rechtliches Interesse mehr gibt.

Nach der Rechtsprechung des BSG (Beschl. v. 11.12.1969 â�� Az. GS 4/69; Beschl.
v. 10.12.1976 â�� Az. GS 2/75, GS 3/75, GS 4/75, GS 3/76 â�� jeweils zitiert nach
juris) kommt eine Rente wegen voller Erwerbsminderung allerdings auch schon
dann in Betracht, wenn nur eine teilweise Erwerbsminderung (Â§ 43 Abs. 1 Satz 2
SGB VI) nachgewiesen worden ist, gleichzeitig aber eine TeilzeitbeschÃ¤ftigung
nicht ausgeÃ¼bt wird und der Teilzeitarbeitsmarkt als verschlossen anzusehen ist
(s.a. GÃ¼rtner in: Kasseler Kommentar, Stand April 2010, Â§ 43 SGB VI Rn. 30
mwN). UnabhÃ¤ngig von der Diskussion darÃ¼ber, ob diese Rechtsprechung auch
aktuell noch zur Anwendung zu bringen ist, scheitert ein derartiger Rentenanspruch
daran, dass bei der KlÃ¤gerin zur Ã�berzeugung des Senats keine teilweise
Erwerbsminderung im Rechtssinne vorliegt.

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI sind teilweise erwerbsgemindert Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 6
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Eine solche zeitliche EinschrÃ¤nkung auf
einen tÃ¤glichen Arbeitsumfang von 3 bis unter 6 Stunden wird vom
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. Dr. H. und wohl auch von der Schmerzklinik G-Stadt
angenommen â�� auch wenn letztere dem Wortlaut nach auch noch eine TÃ¤tigkeit
von 6 Stunden als Obergrenze benennt. Die Annahme, dass allein mit der Diagnose
der Fibromyalgie eine derartige EinschrÃ¤nkung nachgewiesen sei, lÃ¤sst sich nicht
halten. Wie viele Erkrankungen hat auch die Fibromyalgie ein breites Spektrum an
Auftretensformen und damit verbundenen gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen. Der
Senat sieht mit den Hinweisen des Dr. F. in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme
vom 03.01.2019 aus den Untersuchungsergebnissen des Prof. Dr. Dr. H. keinen
hinreichend objektivierten Nachweis einer zeitlichen EinschrÃ¤nkung der
EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf weniger als 6 Stunden tÃ¤glich bei ansonsten
geeigneten beruflichen TÃ¤tigkeiten. Es verbleiben hier deutliche Restzweifel an
einem derartig eingeschrÃ¤nkten Leistungsbild, nachdem die erfassten
gesundheitlichen StÃ¶rungen und die daraus resultierenden EinschrÃ¤nkungen in
den Gutachten des Dr. F. und des Prof. Dr. Dr. H. ansonsten durchaus groÃ�e
Ã�bereinstimmungen zeigen.

Die Entscheidungen der Beklagten, die einen Rentenanspruch der KlÃ¤gerin auf
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung nicht als belegt ansehen, sind somit im
Ergebnis nicht zu beanstanden und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
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SG D-Stadt vom 10.05.2016 â�� unrichtig als 12.05.2016 bezeichnet â�� ist als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Erstellt am: 08.10.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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